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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat ohne 
mündliche Verhandlung durch den Vorsitzenden Richter Mai 
und die Richter Fuchs, Dr. Thumm, Portmann und Dr. Lang

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Celle 
vom 9. April 1969 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die außerge­
richtlichen Kosten der Revision, an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen.

Das Revisionsverfahren ist gebühren- und aus­
lagenfrei .

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die 1906 in Aue/Sachsen geborene jüdische Klägerin 
wanderte im August 1939 nach England aus. Ihre erste Ehe 
war im Februar 1939 auf Klage ihres nichtjüdischen Ehe­
mannes gemäß § 37 Abs. 1 des damaligen Ehegesetzes auf­
gehoben worden. Seit März 19^3 ist sie mit einem engli­
schen Architekten verheiratet. Ihren Antrag auf Entschä­
digung für Schaden an Körper oder Gesundheit, nämlich ein 
Asthmaleiden, lehnte die Entschädigungsbehörde 1961 ab. 
Klage und Berufung blieben ohne Erfolg. Das Berufungs-
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gericht hielt in seinem rechtskräftig gewordenen Urteil 
vom 30, Januar 1963 einen ursächlichen Zusammenhang die­
ses Leidens mit der Verfolgung für unwahrscheinlich, weil 
der erforderliche enge zeitliche Zusammenhang des höchst­
wahrscheinlich erst 19^8 ausgebrochenen Leidens mit den 
Verfolgungsbelastungen fehle.

Im März 1966 beantragte die Klägerin, gemäß Art. IV 
Nr. 1 Abs, 1 a BEG-SchlußG erneut über ihren Gesundheits- 
schadensanspruch zu entscheiden. Die Entschädigungsbehörde 
lehnte den Anspruch erneut ab. Klage und Berufung waren 
erfolglos. Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihren 
Anspruch auf Heilverfahren, KapitalentSchädigung und Rente 
weiter. Hilfsweise beantragt sie, die Sache an das Beru­
fungsgericht zurückzuverweisen. Das beklagte Land läßt 
sich im Revisionsrechtszug nicht vertreten.

Entscheidungsgründe

Das Berufungsgericht hat mit Recht den Anglei­
chungsantrag der Klägerin gemäß Art. IV Nr. 1 Abs. 1 a 
BEG-SchlußG für zulässig gehalten.

Einen sachlichen Erfolg hat es ihm versagt:
Bei der erneuten Entscheidung über den Anspruch seien 
die Entschädigungsorgane an die tatsächlichen Feststellun­
gen gebunden, auf denen das Urteil vom 30. Januar 1963 be­
ruhe (Art. IV Nr. 1 Abs. 5 Satz 2 BEG-SchlußG). In diesem 
Urteil habe der Senat die tatsächliche Feststellung getrof­
fen, daß der Ausbruch des Asthmaleidens der Klägerin höchst-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


IU
- 4 -

wahrscheinlich in das Jahr 1948 falle. Darauf sei jetzt 
abzustellen. Den Hilfserwägungen, wie zu entscheiden wäre, 
wenn vom Ausbruch des Leidens im Jahre 1944 auszugehen 
wäre, komme keine Bedeutung zu, weil der Senat damals ein­
gehend begründet habe, weshalb der Annahme des Vertrauens­
arztes, das Leiden habe 1944 begonnen, nicht zu folgen sei. 
Erst recht verbiete die Bindung an die tatsächlichen Fest­
stellungen der früheren Entscheidung, davon auszugehen, daß 
das Leiden 1941 ausgebrochen sei, wie die Klägerin es für 
richtig halte. Die festgestellte Tatsache, daß das Leiden 
der Klägerin 1948 begonnen habe, rechtfertige es auch heute 
noch, den ursächlichen Zusammenhang zwischen den Verfolgungs 
belastungen und dem Leiden wegen des fehlenden zeitlichen 
Zusammenhangs zu verneinen. Unzweifelhaft habe die Klägerin 
die Auswirkungen der Verfolgung überwunden, als sie am 
16. März 1943 ihre zweite Ehe mit dem akademisch gebilde­
ten, wohlhabenden, schon damals sehr gut verdienenden Archi­
tekten aus einer alten englischen Adelsfamilie geschlossen 
habe. Von nun an habe sie nicht mehr berufstätig sein müs­
sen, sondern habe sich ausschließlich ihren häuslichen und 
gesellschaftlichen Verpflichtungen widmen können. Die Tat­
sache, daß das Leiden der Klägerin mehr als vier Jahre nach 
der Beendigung der gegen sie gerichteten Verfolgung aufge­
treten sei, lasse keinen Zweifel daran, daß Verfolgungsein­
flüsse für dieses Leiden nicht maßgebend gewesen seien.

Dem kann der Senat nicht folgen.

Gemäß Art. IV Nr. 1 Abs. 5 Satz 2 BEG-SchlußG sind 
die Entschädigungsorgane im Angleichungsverfahren zwar 
an die tatsächlichen Feststellungen gebunden, auf denen 
die frühere Entscheidung beruht. Wie der Bundesgerichts-
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hof RzW 1970, 77 Nr, 24 mit eingehender Begründung dar­
gelegt hat, gilt diese Bindung nach Sinn und Zweck des 
Art, IV Nr. 1 Abs. 1 a BEG-SchlußG Jedoch nicht für me­
dizinische Feststellungen. Zu diesen gehören insbesondere 
die der früheren Entscheidung zugrunde gelegten ärztli­
chen Befunde, Diagnosen und Kausalitätsfeststellungen 
(BGH aaO), darüber hinaus aber auch alle Erwägungen über 
den Gesundheitszustand, dessen Ursachen und seine Auswir­
kungen auf die Leistungsfähigkeit des Verfolgten, mit 
denen das Entschädigungsorgan seine frühere Entscheidung 
begründet hat. Entscheidend für die Abgrenzung der medi­
zinischen von den sonstigen Feststellungen im einzelnen 
ist der Zweck des Art. IV Nr. 1 Abs. 1 a BEG-SchlußG, 
eine neue ärztliche Beurteilung zu ermöglichen (vgl. BGH 
aaO). Dieser Zweck wäre mindestens zum Teil vereitelt, 
wenn die Entschädigungsorgane im Angleichungsverfahren 
an frühere Feststellungen, die auch eine medizinische 
Würdigung oder Einordnung von Tatsachen enthalten, ge­
bunden wären. Solche Feststellungen sind medizinischer 
Art (vgl. BGH Urteil vom 28. November 1974 - IX ZR 126/71). 
Zu ihnen gehört auch die Feststellung, wann ein bestimm­
tes Leiden erstmals in Erscheinung getreten ist.

Somit hat das Berufungsgericht zu Unrecht angenom­
men, es sei an die Feststellung in seinem rechtskräftigen 
Urteil von 1963 gebunden, daß das Asthmaleiden der Kläge­
rin erst 1948 begonnen habe. Im Rahmen der dem Tatrich­
ter vorbehaltenen Prüfung, ob ein ursächlicher Zusammen-



hang zwischen der Verfolgung und dem Leiden wahrschein­
lich ist (§ 28 Abs. 1 BEG), muß das Berufungsgericht 
auch selbst die erforderlichen Feststellungen über den 
Beginn des Leidens treffen.

Mai Fuchs Dr. Thumm

Portmann Dr. Lang
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